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Kommissions-
sitzungen

Kommissions-
sitzungen

Kommissions-
sitzungen

In diesem Sessionsrückblick informiere ich über die 
Wintersession und andere wichtige politische Entwicklungen
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Zusätzlich zu den Sessionen und Kommissions-/Delegationssitzungen finden Sitzungen von 
parlamentarischen Gruppen, Informationsveranstaltungen und andere Anlässe statt.
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Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten, 
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Montag

14:30 – 19 Uhr
(gelegentlich 

Abendsitzung bis 
21 Uhr)

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Dienstag

14:45 – 17:30 Uhr

Fraktionssitzungen

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Mittwoch

15 – 19 Uhr

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Donnerstag

15 – 19 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

8 – 10 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

Freitag

Anreise für 
Parlamentarier 

mit langem 
Anreiseweg 

(Graubünden, 
Tessin usw.)

Rückreise

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

Mittagspause Mittagspause Mittagspause

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung
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Der Nationalrat wird durch einen Vertreter der Mitte präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die SP und die FDP
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 55

SP: 39

Die Mitte: 31

Grüne: 30

FDP: 29

GLP: 16

Quelle: www.parlament.ch

Präsident (Mitte)

1. Vizepräsident (SP)

8 Stimmenzähler

2. Vizepräsidentin (FDP)
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Der Ständerat wird durch eine Vertreterin der Mitte präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die SP und die Grünen
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Stärke der Fraktionen im 
Ständerat

Die Mitte: 14

FDP: 12

SP: 8

SVP: 7

Grüne: 5

GLP: -

2. Vizepräsidentin (Grüne)

1. Vizepräsidentin (SP)

Stimmenzähler (FDP)

Quelle: www.parlament.ch
Präsidentin (Mitte)
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Die untenstehenden Geschäfte sind die bedeutendsten der 
Wintersession 2022 und werden nachfolgend vertieft behandelt

 22.215 Bundesratswahlen (Wahl von 2 Mitgliedern)

 Massnahmen im Fall einer Strommangellage

 21.063 Prämien-Entlastungs-Initiative der SP und indirekter Gegenvorschlag

 22.3803 / 22.3792 Sofortiger Teuerungsausgleich bei den AHV-Renten

 09.528 Einheitliche Finanzierung (EFAS) im Gesundheitswesen

 22.053 Erhöhung der Abzüge für die Krankenkassenprämien (Motion Grin 17.3171)

 18.043 Bundesgesetz über eine Revision des Sexualstrafrechts

 21.502 Wachsende Wolfsbestände geraten ausser Kontrolle

 22.041 Budget 2023 und 22.042 Nachtrag II zum Budget 2022

 Zuwanderung und Asyl

 Diverse weitere Geschäfte
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Albert Rösti wurde im ersten Wahlgang in den Bundesrat gewählt
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1 22.215 Bundesratswahlen (Wahl von 2 Mitgliedern)

 Albert Rösti wurde im ersten 
Wahlgang mit 131 Stimmen in den 
Bundesrat gewählt. Hans-Ueli 
Vogt erhielt 98 Stimmen. Somit 
stimmten 229 von 245 
Parlamentariern für einen der 
beiden offiziellen SVP-
Kandidaten.

 Nur 16 Parlamentarier legten leer 
ein (2) oder wählten einen «wilden 
Kandidaten» (14).
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Elisabeth Baume-Schneider wurde im dritten Wahlgang knapp vor 
Eva Herzog in den Bundesrat gewählt
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1 22.215 Bundesratswahlen (Wahl von 2 Mitgliedern)

 Elisabeth Baume-Schneider 
lag in allen drei Wahlgängen 
vor Eva Herzog (und Daniel 
Jositsch).

 Im dritten Wahlgang setzte 
sich Elisabeth Baume-
Schneider mit nur 7 Stimmen 
Unterschied, mit 123 gegen 
116 Stimmen, gegen Eva 
Herzog durch. Das absolute 
Mehr betrug exakt 123 
Stimmen.
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Albert Rösti übernimmt das UVEK, Elisabeth Baume-Schneider 
das EJPD
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1 22.215 Bundesratswahlen (Wahl von 2 Mitgliedern)
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Die Massnahmen im Fall einer Strommangellage stossen auf 
grossen Widerstand
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2 Massnahmen im Fall einer Strommangellage
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Mit 22 zu 20 Stimmen, lehnt es der Ständerat ab, jährlich zusätz-
lich 2.2 Mia. Franken für Prämienverbilligungen auszugeben
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3 21.063 Prämien-Entlastungs-Initiative der SP und indirekter Gegenvorschlag

 Mit der Initiative «Maximal 10% des Einkommens für die 
Krankenkassenprämien» (Prämien-Entlastungs-Initiative) 
fordert die SP, dass die von den Versicherten zu 
übernehmenden Prämien höchstens zehn Prozent des 
verfügbaren Einkommens betragen. Zudem sei die die 
Prämienverbilligung zu mindestens zwei Dritteln durch den 
Bund und im verbleibenden Betrag durch die Kantone zu 
finanzieren. Der Nationalrat hat diese Initiative als Erstrat 
zur Ablehnung empfohlen.

 Hingegen hat der Nationalrat einem indirekten Gegen-
vorschlag zugestimmt, der die individuelle Prämien-
verbilligung weiter massiv ausbaut. Die Kosten-
auswirkungen sind wie folgt: 
Aktuelle jährliche Kosten Bund und Kantone für die 
Prämienverbilligung: 5,4 Milliarden Franken

+ Jährl. Zusatzkosten (Antrag BR): + CHF 494 Mio.
+ Jährliche Zusatzkosten (NR): + ca. CHF 2,2 Mia.
+ Jährliche Zusatzkosten (Initiative): + CHF 4,5 Mia.

 Der Ständerat lehnt nun Initiative und Gegenvorschlag ab.

Quelle: NZZ und Tagesanzeiger, 1. Dezember 2022; CH Media, 3. Dezember 2022
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MitteLinks erreichte jedoch eine Mehrheit zur Erhöhung der AHV
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4 22.3803 / 22.3792 Sofortiger Teuerungsausgleich bei den AHV-Renten

Quelle: NZZ am Sonntag, 10. Juli 2022

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der 
Motion mit folgender Argumentation: „Dass das 
Lohnniveau weniger rasch ansteigt als das 
Preisniveau, dürfte eine Ausnahme bleiben. 
Daher ist es nicht angezeigt, vom bestehenden 
Grundsatz abzuweichen oder gar eine sofortige 
Gesetzesanpassung in diesem Sinne zu 
veranlassen.“

Trotzdem nahm der Ständerat die Motion am 12. 
Dezember 2022 an. Der Bundesrat muss nun eine 
dringliche Gesetzesvorlage ausarbeiten.
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Mit EFAS (Einheitliche Finanzierung) ist – nach dem Einbezug der 
Langzeitpflege - ein neuer Kostenschub wahrscheinlich
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5 09.528 Einheitliche Finanzierung (EFAS) im Gesundheitswesen

 Die «Einheitliche Finanzierung» (EFAS) im Gesundheitswesen 
sieht vor, dass Krankenkassen und Kantone die von der 
Grundversicherung gedeckten Leistungen nicht wie bisher nur 
im stationären Bereich, sondern neu auch im ambulanten 
Bereich und sogar auch in der Pflege nach einem einheitlichen 
Kostenteiler finanzieren sollen. Dies würde für die 
Prämienzahlerinnen und Prämienzahler zu zusätzlichen Kosten 
von mindestens 600 Millionen Franken führen. 

 Angesichts der aufgrund der alternden Bevölkerung stark 
steigenden Pflegekosten und der durch das Parlament 
beschlossenen eigenständigen Abrechnung der Pflegerinnen 
und Pfleger, sind diese prognostizierten Kostensteigerungen 
wohl stark untertrieben. Für diese Mehrkosten müssten einmal 
mehr der Mittelstand und die Prämienzahlerinnen und Prämien-
zahler aufkommen. Angesichts der in den letzten Jahren massiv 
gestiegenen Krankenkassenprämien, wäre dies 
verantwortungslos. 

 Sollte sich Mitte-Links durchsetzen und die Pflege in die EFAS-
Vorlage aufgenommen werden, wird die SVP EFAS ablehnen.



TA / 16. Dezember 2022

Aufgrund der angespannten Finanzlage wird die Erhöhung der 
Abzugsmöglichkeit für Krankenkassenprämien abgelehnt
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6 22.053 Erhöhung der Abzüge für die Krankenkassenprämien (Motion Grin 17.3171)

 Gemäss der Motion Grin 17.3171 soll der 
Abzug für die Prämien der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung und der 
Unfallversicherung bei der direkten 
Bundessteuer erhöht werden.

 Ehepaare sollen neu bis zu 6'000 Franken 
(bisher 3'500 Franken) abziehen können. 
Für alle anderen Personen soll der Betrag 
von 1'700 Franken auf 3'000 Franken 
steigen. Pro Kind oder unterstützungs-
pflichtige Person soll die Abzugslimite auf 
1'200 Franken (bisher 700 Franken) erhöht 
werden.

 Entgegen der Forderung der SVP lehnt der 
Ständerat die Umsetzungsvorlage der 
Motion Grin ab.
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Knapp, mit 99 zu 88 Stimmen beschlossen SP, Grüne und 
Grünliberale im Sexualstrafrecht «Nur Ja heisst Ja»
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7 18.043 Strafrahmenharmonisierung (Vorlage 3: Bundesgesetz über eine Revision des Sexualstrafrechts)
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Ja zur einfacheren Regulierung von Wölfen und Wolfsrudeln zum 
Schutz der Menschen und Nutztiere in den Berggebieten

18

8

 Heute leben in der Schweiz mindestens 
200 Wölfe und 20 Rudel. Berichte über 
Wolfsrisse und Begegnungen von 
Mensch und Wolf prägten die Debatte. 

 Wölfe sollen zukünftig nicht nur 
geschossen werden dürfen, wenn sie 
Schäden angerichtet haben, sondern 
auch, um künftige Schäden zu 
verhüten. 

 Nach dem Ständerat hat auch der 
Nationalrat mit 106 zu 74 Stimmen bei 
12 Enthaltungen eine jährliche 
«Regulierungssaison» für Wölfe ins 
Jagdgesetz aufgenommen, die jeweils 
vom 1. September bis 31. Januar des 
darauffolgenden Jahres dauert.

 Weil der Nationalrat die Vorlage in 
mehreren Punkten ergänzt hat, geht 
sie zurück an den Ständerat. 

Quelle: Tagesanzeiger, 7. Dezember 2022

21.502 Wachsende Wolfsbestände geraten ausser Kontrolle und gefährden die Landwirtschaft
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Nach Corona, Energiemangellage, Ukrainekrieg und weltweiten 
Rezessionstendenzen - Bundeshaushalt drohen Milliardendefizite
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9 22.041 Budget 2023 und 22.042 Nachtrag II zum Budget 2022

 Das Budget für das Jahr 2023, das der 
Bundesrat dem Parlament unterbreitet hat, 
sieht bei ordentlichen Einnahmen von 79,8 
Milliarden Franken Ausgaben von 80,5 
Milliarden Franken vor. Die Schuldenbremse 
wird knapp eingehalten. 

 Im Finanzplan 2024 bis 2026 sind jedoch 
Milliardenverluste budgetiert, die gemäss
Bundesrat im schlechtesten Fall das 
Finanzierungsdefizit bis 2026 auf sieben 
Milliarden Franken ansteigen lassen. 
Dennoch wurde das Budget 2023 praktisch 
unverändert resp. mit leichten 
Ausgabenerhöhungen vom Parlament 
verabschiedet. Die SVP hatte rund 50 Anträge 
zur Bremsung des Ausgabenwachstums mit 
einem Volumen von über einer Milliarde 
Franken eingereicht. Vergeblich: Alle Anträge 
wurden von den anderen Parteien versenkt.
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Der Bundesrat rechnet für 2022 mit einer Netto-Zuwanderung von 
bis zu 200‘000 Personen – davon mind. 24’000 im Asylbereich
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10 Zuwanderung und Asyl

Quelle: NZZ, 9. und 10. Dezember 2022

 Bis Ende des Jahres rechnet der Bund mit 24’000 
neuen Asylgesuchen. Dabei handelt es sich um 
Zuwanderer, die auf der Suche nach einem besseren 
Leben durch etliche sichere Drittstaaten illegal in 
unser Land kommen.

 Die Folgen dieser Asylpolitik sind fatal: Zu viele der 
Asylmigranten sind kriminell und schlecht oder gar 
nicht ausgebildet. Das verursacht Milliarden an 
Kosten bei unseren Sozialwerken, im 
Gesundheitswesen, in der Bildung sowie bei Polizei, 
Justiz und Strafvollzug.

 Doch statt die Flut von Asylschmarotzern endlich zu 
stoppen, will der Bundesrat die Armee für die 
Betreuung der Asylanten, für deren Transport oder 
für den Betrieb der Unterkünfte einsetzen. Die SVP 
lehnt dies entschieden ab. Wenn es die EU trotz 
Milliardenzahlungen nicht schafft, die Aussengrenzen
zu schützen, dann muss unser Land den Schutz 
unserer Landesgrenzen selber in die Hand nehmen.
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (1/16):
Migration

21

 Nach dem Nationalrat nimmt auch der Ständerat mit 21 zu 19 Stimmen eine Motion 
(22.3392) an, die den Bundesrat beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen so zu ändern, 
dass der Zugang zur Berufsbildung für abgewiesene Asylsuchende und Sans-Papiers 
erleichtert wird. Die kleine Kammer ignoriert die Tatsache, dass damit ein Anreiz 
geschaffen wird, Personen, die nichts in unserem Land zu suchen haben, hier zu 
belassen. Indem das Parlament inkohärente Signale im Bereich der Migration aussendet, 
erzeugt es schädliche Sogwirkungen und schafft Anreize für Ausländer, illegal in der 
Schweiz zu bleiben.

Abgewiesene 
Asylsuchende 

und Sans-
Papiers dürfen 
einfacher in der 
Schweiz bleiben

Diverse weitere Geschäfte11

 Der Nationalrat beerdigt mit 135 zu 55 und 133 zu 57 Stimmen zwei parlamentarische 
Initiativen der SVP, die darauf abzielten, die illegale Einwanderung wirksamer zu 
bekämpfen (21.445 / 21.446). Während die erste Initiative auf eine obligatorische 
Krankenversicherung abzielte, wollte die zweite eine Kontrolle des rechtmässigen
Aufenthalts bei der Unterzeichnung wichtiger Verträge einführen. Da in unserem Land 
geborene Schweizer für verschiedene Verträge offizielle Bescheinigungen vorlegen 
müssen, ist es unverständlich, dass ein solches bewährtes System nicht genutzt wird, um 
Illegale davon abzuhalten, sich illegal in der Schweiz aufzuhalten. Die Nachsicht des 
Parlaments gibt illegalen Migranten ein falsches Signal, indem es sie glauben lässt, dass 
ihr Aufenthalt toleriert wird.

Keine Ausnahme 
von Sans-Papiers 

von der 
Versicherungs-
pflicht und Nein 
zur Wohnsitzbe-

stätigung für 
Vertrags-

abschlüsse
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (2/16):
Staatspolitik
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 Die SVP hat vor der Ausweitung der Sanktionspolitik (22.3395) mit folgenden Argumenten 
gewarnt: Fundamentale Kehrtwende in der Schweizer Sanktionspolitik; Zweifel an der 
Wirksamkeit eigenständiger Sanktionen; Probleme bei der Umsetzung; Risiko von 
Gegenmassnahmen; wirtschaftliche Risiken. Ein Quartal später schwenkt auch die Mitte-
Partei auf diese Linie ein und verabschiedet das Embargogesetz ohne die ursprünglich 
Mitte-Links geforderten Ausweitung. Trotzdem hat der Nationalrat gleichzeitig eine Motion 
an den Zweitrat verabschiedet, die vom Bundesrat eine «eigenständige Sanktionspolitik» 
verlangt. Der Ständerat lehnte die Motion einstimmig ab.

Angriff auf 
Neutralität 
abgewehrt

Diverse weitere Geschäfte11

 Während die Schweiz eine Rekordzahl von Ausländern einbürgert - 40.000 Personen 
jedes Jahr oder eine Million Einbürgerungen innerhalb drei Jahrzehnten - will der 
Nationalrat die Bedingungen für die Einbürgerung von Ausländern der dritten Generation 
erneut lockern (22.404). Gegen den Willen der SVP gibt der Nationalrat dieser 
parlamentarischen Initiative mit 117 zu 73 Stimmen bei 4 Enthaltungen Folge. Damit muss 
nun der Ständerat entscheiden.

Weitere 
Lockerung der 
Einbürgerungs-

kriterien

 Ohne Gegenstimme nimmt der Ständerat eine Motion (22.3933) an, die die formellen 
Regeln für die Einreichung von Beschwerden im Zusammenhang mit eidgenössischen 
Volksabstimmungen revidieren will. Derzeit muss eine Beschwerde gegen 
Unregelmässigkeiten bei einer eidgenössischen Abstimmung zwingend bei der 
Kantonsregierung eingereicht werden, auch wenn sie Anträge enthält oder sich auf 
Sachverhalte bezieht, die nicht in die Zuständigkeit der Kantonsregierung fallen. Der 
Bundesrat empfahl die Annahme, da diese Situation angepasst werden muss. Nun muss 
der Nationalrat entscheiden.

Beschwerde-
recht bei eidg. 

Volks-
abstimmungen
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (3/16):
Steuern / Abgaben
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 Mit 99 zu 85 Stimmen nahm die grosse Kammer die Einführung einer Tonnagesteuer für 
Seeschiffe an (22.035). Diese Tonnagesteuer ist ein Förderinstrument, welche in der 
Europäischen Union weit verbreitet ist. So haben 21 EU-Mitgliedstaaten eine solche 
Regelung eingeführt. Diese spezielle alternative Besteuerung bewirkt bei rentablen 
Seeschifffahrtsunternehmen eine vergleichsweise tiefere Steuerbelastung. Die 
bundesrätliche Vorlage deshalb erlaubt den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit für in der 
Schweiz ansässige Reedereien. Die Vorlage wird als nächstes vom Ständerat beraten. 

Tonnagesteuer 
auf Seeschiffen 

Diverse weitere Geschäfte11

 Der Ständerat duldet die Mehrfachbesteuerung von Treibstoffen und verweigerte das 
Folgegeben der parlamentarischen Initiative von SVP-Nationalrat Franz Grüter (19.405). 
Selbst die Mehrheit der FDP- und der Mitte-Vertreter wollten der ausufernden 
Besteuerung durch den Bund keine Grenzen setzen. Auch das Argument der Schaffung 
einer Kaufkraftsteigerung für Fahrzeughalter schien nicht zu überzeugen. 

Mehrfach-
besteuerung von 

Benzin 
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (4/16):
Finanzplatz

24

 Mit 101 zu 84 Stimmen nahm der Nationalrat eine Motion (22.3883) an, welche die 
Bildung einer eigenen Taskforce fordert, um die Sperrung von Geldern von reichen 
russischen und belarussischen Staatsbürgern in die Wege zu leiten. Der Bundesrat 
argumentierte vergeblich, dass bereits ein etablierter Mechanismus im Kontext der 
Sanktionen in Bezug auf den Ukraine-Konflikt unter der Leitung des SECO etabliert ist. 
Die Mitte unterstützte diese interventionistische Forderung von Linksgrün, welche die 
Rechtssicherheit in der Schweiz untergräbt. Die Motion geht nun an den Ständerat.

Taskforce für 
Sperrung von 
Oligarchen-

geldern

Diverse weitere Geschäfte11

 2018 wollte die EU die Schweiz zwingen, den Rahmenvertrag zu unterschreiben. Die EU 
hat der Schweiz mit dem Auslaufen der Anerkennung der Börsenäquivalenz gedroht, was 
den Finanzplatz Schweiz negativ beeinträchtigt hätte. Der Bundesrat hat damals den 
Spiess umgedreht und mittels Anwendung von Notrecht, gestützt auf die 
Bundesverfassung, Gegenmassnahmen gegenüber der Europäischen Union 
beschlossen. Das Notrecht konnte durch den Bundesrat vorerst auf dem Verordnungsweg 
befristet beschlossen werden. Dieses lief aber 2021 aus und nun wird eine gesetzliche 
Basis (22.050) notwendig, welche der Ständerat einstimmig unterstützte. Der Nationalrat 
wird die Vorlage als nächstes beraten. 

Überführung der 
Gegenmass-

nahmen gegen 
EU-Diskrimi-
nierung des 
Schweizer 

Börsenplatzes

 Ein erneuter Anlauf, einen staatlich finanzierten Staatsfonds zu errichten, scheiterte in der 
kleinen Kammer. Dieser Staatsfonds hätte systemrelevante Schweizer Unternehmen vor 
der Übernahme ausländischer Unternehmen schützen oder mittels Investitionen die 
Konjunktur stützen sollen. Der Ständerat lehnt diese Forderung nach einem Staatsfonds 
mit 24 zu 15 Stimmen und 2 Enthaltungen ab (22.3153).

Nein zu 
Staatsfonds
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (5/16):
Werkplatz
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 Der Nationalrat entschied mit 95 zu 93 Stimmen bei 4 Enthaltungen (20.4738), die von 
den Sozialpartnern ausgearbeiteten Gesamtarbeitsverträgen (GAV) zu stärken. Damit 
erhalten die in den GAV festgelegten Löhne eine höhere rechtliche Verbindlichkeit als 
allfällige kantonale Mindestlöhne. Die Unternehmer können sich einer verbesserten 
Planungssicherheit in den jeweiligen Kantonen erfreuen und sind vor der allfälligen 
Einführung oder Erhöhung von kantonalen Mindestlöhnen geschützt. Linksgrün warnte 
vergeblich vor den Einschnitten in die kantonale Souveränität. Da der Ständerat die 
Motion bereits angenommen hat, wird der Bundesrat die notwendigen Anpassungen des 
Bundesgesetzes über die Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen 
vornehmen. 

GAV gehen 
kantonale 

Mindestlöhnen 
vor

Diverse weitere Geschäfte11

 Mit 22 zu 11 Stimmen unterstützte der Ständerat die Forderung (22.3921), während einer 
Storm- oder Gasmangellage unverzüglich die Arbeitszeiten der Arbeitnehmer den 
Bedürfnissen der Bevölkerung unterzuordnen. Insbesondere sollen die Bedingungen für 
Nacht- und Sonntagsarbeit in einem solchen Fall gelockert werden, um die 
Versorgungssicherheit in allen Belangen zu erleichtern. 

Flexibilisierung 
des Arbeits-
gesetztes in 

Strommangellage

 Nach dem Ständerat nahm auch der Nationalrat eine Motion (21.4426) an, welche eine 
nationale digitale Lösung für die Umsetzung der Meldepflicht bei der Beherbergung von 
Gästen forderte. Damit wird eine neue bundesstaatliche Aufgabe beschlossen und das 
Verlangen antizipiert, das Verhalten von Übernachtenden auswerten zu wollen. Nur die 
SVP wehrte sich dagegen und verurteilte die Beschneidung des kantonalen Föderalismus. 

Einheitlichkeit 
von 

Meldescheinen 
im Tourismus 
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (6/16):
Energie
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 Die Motion (19.4202) fordert ein Umsetzungskonzept, welches die Energieverluste im 
Gebäudebereich um 80% verringert. Nur die SVP lehnte diese Motion, welche eine 
höhere Regulierungsdichte für Immobilienbesitzer mit sich bringt, ab. Die Motion wurde 
mit 126 bei 47 Stimmen angenommen. Zuvor hatte bereits der Ständerat diese Motion 
angenommen.

Massnahmen für 
Hausbesitzer bei 

Energie-
sanierungen

Diverse weitere Geschäfte11

 Mitte-Ständerat Othmar Reichmuth fordert massive staatliche Eingriffe in die 
Lebensgewohnheiten der Schweizer Bevölkerung (22.3240). Der Bundesrat soll sich bei 
der Umsetzung von Energiesparmassnahmen auf die „Änderung von Gewohnheiten“ 
konzentrieren. Gleichzeitig wird offengelassen, wie diese Umerziehungsmassnahmen
umzusetzen sind. Nach dem Ständerat hat nun auch der Nationalrat die Motion mit einem 
Stimmenverhältnis von 129 zu 47 (alle SVP) angenommen.

Verhalten der 
Bürger steuern, 
um Energie zu 

sparen

 Die bereits im Jahre 2017 verabschiedete Kommissionsmotion der UREK-NR beauftragt 
den Bundesrat, der Bundesversammlung eine Revision des Stromversorgungsgesetzes 
zu unterbreiten, sodass die zweite Etappe der Strommarktliberalisierung umgesetzt 
werden kann. Der Vorstoss (17.3971) wurde Ständerat oppositionslos versenkt. 

Nein zur 
Strommarkt-

liberalisierung

 Die Kommissionsmotion (22.3388) beauftragt den Bundesrat die Lärmschutzverordnung 
so zu ändern, dass die Hürden für den Einbau von Wärmepumpen abgebaut werden. Der 
Nationalrat hatte den Vorstoss deutlich angenommen. Der Ständerat nahm die Vorlage 
oppositionslos an.

Weniger 
Einsprache-

mögl. bei 
Wärmepumpen
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (7/16):
Verkehr
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 Das bisherige LSVA-Erhebungssystem erreicht im Jahr 2024 sein technisches 
Lebensende und muss erneuert werden. Dazu beantragt der Bundesrat einen über den 
Zeitraum von zehn Jahren veranschlagten Verpflichtungskredit von insgesamt 515 
Millionen Franken (22.059). Mit der vorgesehenen Angleichung an den «European 
Electronic Toll Service» EETS werden die hiesigen Transportunternehmen dank 
digitalisierter und automatisierter Prozesse administrativ entlastet. Zudem werden im 
internationalen Verkehr die unterschiedlichen Geräte zur Mauterhebung auf ein einziges 
reduziert. Die SVP stimmte dieser Neuerung im Nationalrat zu.

Entlastung für 
Transport-

unternehmen 

Diverse weitere Geschäfte11

 Die Motionen (22.4257 / 22.4263) fordern einen massiven Ausbau des Schweizer 
Schienennetzes und erwähnt dabei mit keinem Wort die Kosten, die dadurch für die 
Steuerzahler entstehen werden. Der Schienenverkehr wird bereits heute zu über 50 
Prozent subventioniert. Hinzu kommt die Schieflage der Bundesfinanzen ab 2024. 
Zusätzliche Projekte für die Bahn sind schlicht nicht auf Kosten der öffentlichen Finanzen 
finanzierbar. Dennoch hat der Nationalrat die Vorlage mit 145 zu 34 Stimmen 
durchgewunken. Eine identische Motion wurde im Ständerat einstimmig angenommen. 

Raschen Ausbau 
der Bahn für eine 

attraktive Ost-
West-Achse 

 Die Forderung eines Ausbaus der Nord-Süd-Achse, damit das «Verkehrskreuz Schweiz» 
durch Staatsgelder fand Unterstützung im Nationalrat (22.4258). Der Bundesrat soll die zu 
diesem Zweck erforderlichen zusätzlichen Budgets beantragen. Obwohl der Bundesrat die 
Vorlage ablehnt, wurde sie im Nationalrat mit 126 zu 47 Stimmen deutlich angenommen.

Perspektive Bahn 
2050
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (8/16):
Sozialversicherungen I
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 Der Gewerkschaftsbund hat die Unterschriften gesammelt für eine Volksinitiative zur 
Einführung einer 13. AHV-Rente. Die bürgerliche Mehrheit argumentierte dagegen und 
fragte, wie diese Mehrausgaben in Milliardenhöhe finanziert werden sollten, worauf die 
Initiative keine Antwort gibt. Die bürgerliche Mehrheit des Nationalrats lehnte die Initiative 
mit 123 zu 68 Stimmen klar ab und verzichtete auf die Formulierung eines 
Gegenvorschlags. Das Geschäft geht nun in den Ständerat (22.043).

Nein zur 
Einführung einer 

13. AHV-Rente

Diverse weitere Geschäfte11

 Kern der Reform ist, dass der Umwandlungssatz von heute 6,8% auf 6,0% gesenkt wird. 
Um die Rentenausfälle für die Übergangsgenerationen, welche am Stärksten von dieser 
Reduktion betroffen sind zu minimieren, einigte man sich auf eine Kompensation durch 
Rentenzuschläge für 15 Jahrgänge, welche durch die Überschüsse der Pensionskassen 
bezahlt werden sollen. Der Ständerat schuf hingegen mehrere Differenzen zum 
Nationalrat. Der Nationalrat fordert, dass es ab einem Einkommen von 12'548 Franken 
verpflichtend wird in die 2. Säule einzuzahlen, der Ständerat will diese Schwelle jedoch 
erhöhen auf 17'208 Franken. Weiter soll nach dem Nationalrat das Versicherungs-
obligatorium mit dem 20. Lebensjahr beginnen, wohingegen der Ständerat das 25. 
Lebensjahr bevorzugt. Der Ständerat will weiter, dass nicht mehr alle Einkommen 
zwischen 12'443 und 85'320 Franken zu 100% versichert sind, sondern fordert eine 85%-
Versicherung aller Löhne bis 85'320 Franken. Des Weiteren werden die 
Altersgutschriftensätze geglättet, was dazu führt, dass ältere Arbeitnehmer auf dem 
Arbeitsmarkt gegenüber jüngeren nicht mehr derart künstlich verteuert werden, indem 
deren BVG-Beitragssätze gegen Ende ihrer Erwerbstätigkeit stark ansteigen. Das 
Geschäft geht nun wieder zurück an den Nationalrat.

Ständerat schafft 
Differenzen bei 

der BVG-Reform
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (9/16):
Sozialversicherungen II
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Diverse weitere Geschäfte11

 Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates forderte den 
Bundesrat dazu auf, dass die IV ihre Schulden gegenüber der AHV endlich abzubauen 
habe (22.4256). Dazu soll der Bundesrat bis Ende 2023 eine Vorlage mit einem Plan zur 
Schuldentilgung vorlegen. Insgesamt schuldet die IV der AHV seit Jahren 10,5 Mia. 
Franken. Der Ständerat nahm den Vorstoss einstimmig an. Das Geschäft geht nun an den 
Nationalrat.

IV muss ihre 
Schulden an die 

AHV 
zurückzahlen
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (10/16):
Gesundheitspolitik
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 SP und Mitte forderten zur Abfederung der Auswirkungen der Teuerung, dass der Bund 
seine Ausgaben für die Prämienverbilligung für Krankenkassen für das Jahr 2023 um 30% 
erhöht (22.3793 / 22.3801 / 22.3802). Damit soll eine Prämienreduktion angestossen
werden, welche staatlich finanziert wird und nur das Bundesbudget weiter strapaziert. Der 
Nationalrat nahm einen entsprechenden Vorstoss in der Herbstsession gegen den Willen 
der SVP knapp an. Nach einer Rückweisung zur Vorberatung im Ständerat versenkte nun 
der Ständerat die Vorlage mit Verweis auf die bereits knappe Bundeskasse.

Ständerat sagt 
Nein zu 

überbordenden 
Prämien-

verbilligungen

Diverse weitere Geschäfte11

 Die Pflegeinitiative, welche 2021 vom Stimmvolk angenommen wurde, soll in zwei Phasen 
umgesetzt werden. Das beratene Bundesgesetz betrifft die erste Phase, in welcher eine 
Ausbildungsoffensive für Pflegeberufe gestartet werden soll. Daneben sollen die 
Pflegenden zukünftig ihre Leistungen direkt mit den Krankenkassen abrechnen dürfen. 
Der Nationalrat folgte mit 133 zu 52 Stimmen und 1 Enthaltung dem Ständerat, welcher 
der Umsetzung bereits in der Herbstsession zustimmte (22.040).

Ausbildungsof-
fensive & direkte 
Abrechnung in 

der Pflege 

 Beide Räte stimmten einer Motion (20.3211) zu, damit Medizinprodukte auch dann eine 
schweizerische Zulassung erhalten können, wenn sie von einer aussereuropäischen
Regulierungsbehörde eine Zulassung erhalten. Namentlich geht es hier vor allem um die 
US-amerikanische FDA, lässt aber auch eine Hintertüre für andere Regulierungssysteme 
offen. Der Nationalrat nahm die Vorlage mit 100 zu 79 Stimmen klar an. 

Beschaffung von 
Medizin-

produkten

 Sowohl Nationalrat wie Ständerat stimmten zahlreichen Verlängerungen der Covid-19 
Gesetzgebung bis 2024 zu. Immerhin werden neu die Testkosten für Erkrankte nicht mehr 
durch den Bund bezahlt, sondern durch die Krankenkassen übernommen.

Verlängerung 
Covid-19-Gesetz
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (11/16):
OECD, Gebärdensprache und Genderperspektive
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 Nach dem Nationalrat will nun auch der Ständerat ohne Gegenstimme den Bundesrat 
beauftragen, ein Bundesgesetz über die Anerkennung von Gebärdensprachen und die 
Gleichstellung von gehörlosen und hörbehinderten Menschen vorzulegen (22.3373). Die 
SVP hatte sich jedoch gegen diese Lösung ausgesprochen, die mehr Probleme schafft als 
sie löst.

Neues Gesetz 
über Gebärden-

sprachen 

Diverse weitere Geschäfte11

 Wie der Nationalrat beschliesst auch der Ständerat oppositionslos, den Bundesrat zu 
beauftragen, die Genderperspektive in die nächste Digitale Agenda, die er ausarbeiten 
wird, zu integrieren (22.3879 / 22.3890). Zudem beauftragt der Ständerat ebenfalls ohne 
Gegenstimme den Bundesrat, in einem Rahmengesetz die Grundlagen dafür zu schaffen, 
dass spezifische Infrastrukturen für die Weiterverwendung von Daten in strategischen 
Bereichen rasch entwickelt und aufgebaut werden können.

Gender-
perspektive

 Mit der Steuerreform (22.036) werden grosse, international tätige Unternehmen neu zu 
mindestens 15 Prozent besteuert. Hält sich die Schweiz nicht daran, dürfen andere 
Länder die fehlende Be-steuerung ausschöpfen. Bundesrat und Parlament wollen keine 
Steuereinnahmen verschen-ken und die OECD-Mindeststeuer deshalb in der Schweiz 
umsetzen. Mit der Reform bleiben die Steuereinnahmen hier und die Unternehmen 
werden im Gegenzug vor Zusatzbesteuerung im Ausland geschützt. Damit kann die 
Schweiz weiterhin ein attraktiver Standort für internatio-nal tätige Unternehmen bleiben.

OECD-
Steuermillionen 

sollen in der 
Schweiz bleiben
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (12/16):
Umwelt
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 Der Bundesbeschluss über einen Verpflichtungskredit für die globale Umwelt 2023–2026 
(22.060) fordert einen Verpflichtungskredit von 197,75 Millionen Franken für eine 
Mindestdauer von vier Jahren zur Finanzierung von Aktivitäten im Bereich der 
internationalen Umweltpolitik. 155,4 Millionen Franken sind als Beiträge an den Globalen 
Umweltfonds vorgesehen. Im Vergleich zum vorhergehenden Zeitraum (2019-2022) will 
der Bundesrat den Gesamtbetrag um 49,92 Millionen Franken erhöhen. Die Vorlage 
wurde vom Ständerat gegen den Willen der SVP-Fraktion angenommen.

Verpflichtungs-
kredite für die 
internationale 
Umweltpolitik

Diverse weitere Geschäfte11

 Der Vorstoss von SVP-Ständerat Salzmann (20.4403) wollte das Raumplanungsgesetz so 
anpassen, dass die Kantone eine zentrale kantonale Behörde oder dezentrale kantonale 
Behörden bezeichnen können, die bei allen Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen 
entscheiden, ob sie zonenkonform sind oder ob für sie eine Ausnahmebewilligung erteilt 
werden kann. Im Ständerat wurde die Vorlage mit 23 zu 16 Stimmen versenkt.

Nein zu weniger 
Bürokratie bei 

Bauten ausserh. 
der Bauzone

 Der Vorstoss von Grünen-Ständerätin Vara (21.4384) wollte die Bestimmungen des 
Umweltschutzgesetzes, welches Menschen, Tiere und Pflanzen, ihre 
Lebensgemeinschaften und Lebensräume gegen schädliche oder lästige Einwirkungen 
schützt, so ergänzen, dass diese auch vor Lichtverschmutzung geschützt werden. Weiter 
hätte das Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz, das Jagdgesetz und das 
Bundesgesetz über die Fischerei angepasst werden müssen. Die Vorlage wurde im Sinne 
der SVP mit 23 zu 19 Stimmen versenkt.

Nein zur 
Bekämpfung der 

Licht-
verschmutzung 



TA / 16. Dezember 2022

Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (13/16):
Landwirtschaft I
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 Nach der Sistierung der Agrarpolitik (AP22+) durch das Parlament, soll die zukünftige 
Ausrichtung der Landwirtschaftspolitik einen noch grösseren Beitrag an die 
Ernährungssicherheit leisten. Dabei wurden vom Parlament zahlreiche 
Handlungsrichtlinien definiert, welcher der Bundesrat in vier Stossrichtungen in Erfüllung 
eines Postulatsbericht zusammenfasste (20.022 / 22.068). Erstens ist eine resiliente 
Lebensmittelversorgung sicherzustellen und die Produktionsgrundlagen (insbesondere 
Boden und Wasser) schonend zu nutzen. Zweitens ist eine klima-, umwelt- und tier-
freundliche Lebensmittelproduktion anzustreben. Drittens ist die Wettbewerbsfähigkeit für 
Land- und Ernährungssicherheit zu verbessern und der administrative Aufwand für die 
Produzenten zu verringern. Viertens ist der nachhaltige Konsum zu begünstigen. Der 
Ständerat änderte die entsprechenden Gesetzesentwürfe im Sinne einer verbesserten 
Ernährungssicherheit ab und nahm die AP22+ einstimmig an. Der Nationalrat beschäftigt 
sich nun mit der Vorlage.

Agrarpolitik 
AP22+ 

einstimmig 
angenommen

Diverse weitere Geschäfte11

 Zwei Kommissionsmotionen (22.3886 / 22.3887) beauftragte den Bundesrat, dass 
Ausnahmen bei der Umsetzung des Obligatoriums von emissionsmindernden 
Ausbringverfahren von Gülle gewährt werden: In Hochstammbaumgärten mit mehr als 25 
Hochstämmen je Hektare, bei Parzellen, welche auf Grund der bestehenden Ausnahmen 
weniger als 80% emissionsarm begüllbare Flächen aufweisen und in Teilflächen von 
weniger als 50 Aren mit einer Minimalbreite von 12 Metern. Beide Vorlagen wurden vom 
Nationalrat gegen den Willen der SVP-Fraktion knapp versenkt.

Keine 
Erleichterung 
beim Schlepp-

schlauch-
obligatorium
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (14/16):
Landwirtschaft II

34

 Die Motion von SVP-Nationalrat Marcel Dettling (21.3055) fordert, dass Milch nicht für den 
Veredelungsverkehr zur Käseproduktion in die Schweiz eingeführt werden kann. Die 
Argumentation, dass die Schweiz ein Land der Milchproduktion par excellence sei und 
Einfuhren einen negativen Einfluss auf den Milchpreis hätten, überzeugte den Ständerat 
jedoch nicht. Im Gegensatz zum Nationalrat lehnte die kleine Kammer die Motion ab. Sie 
ist nun vom Tisch. 

Kein Handlungs-
bedarf bei 

Import-Milch

Diverse weitere Geschäfte11

 Nachhaltigkeitsziele oder eine erhöhte Ernährungssicherheit lassen sich nicht durch den 
ungeschützten Import von Billiggemüse erreichen, während das inländische Gemüse aus 
Preisgründen nicht den Weg in die Verkaufsregale findet. Dieser Argumentation folgend, 
beschloss der Ständerat einstimmig die einheimische Gemüseproduktion mittels einer 
Änderung der Verordnung über die Ein- und Ausfuhr von Gemüse und 
Gartenbauerzeugnissen zu stärken (22.3928).

Stärkung der 
einheimischen 

Gemüse-
produktion

 Eine Motion forderte den obligatorischen 3,5 Prozent-Anteil an Biodiversitätsförderflächen 
auf Ackerfläche aus dem ökologischen Leistungsnachweis in der 
Direktzahlungsverordnung zu streichen. Nach Annahme im Ständerat, wurde die Vorlage 
im Nationalrat mit 97 zu 89 Stimmen abgelehnt (22.3610). Die Motion ist damit vom Tisch. 
Gleichzeitig wurde ebenfalls eine Motion, welche ein Massnahmenpaket für die Erhöhung 
der Ernährungssicherheit forderte, mit 104 zu 85 Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt 
(22.3606).

Bildung von 
neuen 

Ökoflächen statt 
mehr 

Nahrungsmittel-
produktion
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (15/16):
Rechtsfragen
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 Drei Vorstösse (21.4470 / 21.4471 / 22.3011) beauftragen den Bundesrat regelmässig
schweizweite Präventionskampagnen gegen häusliche, sexuelle und 
geschlechtsbezogene Gewalt durchzuführen. Die Kampagnen sollen unterschiedliche 
Formen von Gewalt abdecken und sich zielgruppengerecht an unter-schiedliche 
Betroffenengruppen wie auch an (potentielle) Tatpersonen richten. Dabei gilt es die 
Verpflichtungen der Istanbul-Konvention einzuhalten und die Fachorganisationen und -
stellen mit einzubeziehen. Die SVP hatte die Vorlagen im Nationalrat vergeblich bekämpft. 
Im Ständerat wurden sie nun oppositionslos angenommen.

Mehr 
Präventions-
kampagnen 

gegen Gewalt 

Diverse weitere Geschäfte11

 Die Schweiz macht einen ersten Schritt hin zur umfassenden Digitalisierung von 
Urkunden (21.083): Der Ständerat hat dem Entwurf eines Notariatsdigitalisierungs-
gesetzes mit 40 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt. Dieses geht nun an den 
Nationalrat. Aus Sicht der SVP ist ein Eingriff in die Kantonsautonomie mittels einem 
zentralen, nationalen Urkundenregister im Grundsatz abzulehnen. Die bisherige 
Aufbewahrung in Papierform nach kantonalem Recht hat sich bewährt. Dabei besteht 
eigentlich auch kein Bedürfnis, bspw. im Kanton Schwyz erfolgen beim Handelsregister 
nicht einmal 1 % der Anmeldungen auf elektronischem Weg. Für Aufbau und Entwicklung 
des Systems werden 10 Millionen Franken veranschlagt. Der Betrieb kostet rund 3 
Millionen Franken pro Jahr und soll nach einer Anlaufphase über Gebühren finanziert 
werden.

Digitalisierung im 
Notariatswesen 
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (16/16):
Lebensmittelverschwendung und Lebensmittelbetrug 
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 Die drei von der WBK-NR eingereichten Postulate (22.3880 / 22.3881 / 22.3882) zielen 
darauf ab, den Kampf gegen die Lebensmittelverschwendung voranzutreiben. Das erste 
beauftragt den Bundesrat, die Akteure des Handels und der Wohltätigkeitsorganisationen 
zusammenzubringen, um die Neuverteilung von unverkauften Lebensmitteln zu 
finanzieren, das zweite will Lösungen finden, um die Vernichtung von essbarem Fleisch 
und Fisch zu reduzieren, und das dritte beauftragt den Bundesrat zu prüfen, inwiefern die 
Schaffung einer Koordinationsstelle, die sich um die Verteilung von abgelaufenen, aber 
noch essbaren Lebensmitteln kümmert, zur Reduktion der Lebensmittelverschwendung 
beitragen könnte. Vergeblich erinnerte Nationalrat Alois Huber (SVP/AG) daran, dass 
bereits eine Branchenvereinbarung zur Reduzierung von Lebensmittelverlusten zwischen 
dem UVEK und 16 wichtigen Akteuren der Lebensmittelbranche unterzeichnet wurde. 
Trotzdem hat der Nationalrat die Postulate mit 100 zu 73 Stimmen bei 4 Enthaltungen, 93 
zu 87 Stimmen bei 1 Enthaltung und 96 zu 87 Stimmen bei 1 Enthaltung angenommen.

Berichte zur drei 
unnötigen 

Postulaten zur 
Lebensmittel-

verschwendung 

Diverse weitere Geschäfte11

 Nach dem Nationalrat nimmt auch der Ständerat die drei Motionen, die gegen 
Lebensmittelbetrug vorgehen wollen, ohne Gegenstimme an (21.3691 / 21.3903 / 
21.3936). Der Ansatz war von Nationalrat Mike Egger (SVP/SG) initiiert worden, bevor er 
auch von anderen Fraktionen aufgegriffen wurde. Der Bundesrat soll insbesondere den 
Austausch von Informationen und Daten zwischen den Verantwortlichen der kantonalen 
Behörden, der Bundesbehörden, anderer Staaten und anderer Systeme erleichtern.

Neue Mittel zur 
Bekämpfung von 

Lebensmittel-
betrug 
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Ein Besuch im Bundeshaus ist während den Sessionen jederzeit 
möglich – ich würde mich sehr darüber freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
 Frühling 2023: 27. Februar – 17. März 2023
 Sommer 2023: 30. Mai – 16. Juni 2023
 Herbst 2023: 11. – 29. September 2023
 Winter 2023: 4. – 22. Dezember 2023

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
 Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
 Als Einzelperson oder zu zweit:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle
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Stromfresser-
Referendum
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Der Abstimmungstermin vom März 2023 bleibt unbenutzt – umso 
mehr gilt es die kantonalen Wahlen zu gewinnen!
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 12. Februar 2023: Kant. Wahlen Kantone Zürich und Basel-Landschaft

 12. März 2023: Kantonale Wahlen Kanton Appenzell Ausserrhoden

 2. April 2023: Kantonale Wahlen Kantone Luzern, Genf und Tessin

 30. April 2023: Kantonale Wahlen Kanton Appenzell Innerrhoden

 22. Oktober 2023: Eidg. National- und Ständeratswahlen
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Haben Sie Fragen?


